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Der Vorsitzende, Abg. Rother, eröffnet die Sitzung um 14:35 Uhr und stellt die Beschlussfä-

higkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Bericht des Ministers für Justiz, Gleichstellung und Integration über Vor-
fälle in der Jugendanstalt Schleswig 

M Schmalfuß informiert aus aktuellem Anlass kurz über Vorfälle in den letzten vier bis sechs 

Wochen in der Jugendanstalt Schleswig, bei denen ein Gefangener von zwei Mitgefangenen 

und einer schon entlassenen Person geschlagen und sexuell genötigt worden sei. Ein Gefan-

gener habe sich am 2. Mai 2010 einem Bediensteten anvertraut. Die Anstaltsleiterin habe 

dann einen Tag später das Ministerium informiert, Strafantrag gestellt und die Kripo Schles-

wig eingeschaltet. Bei einer internen Befragung habe sich herausgestellt, dass zwei weitere 

Gefangene von den Beschuldigten ebenfalls geschlagen und einer davon auch sexuell genötigt 

worden sei.  

In dieser Angelegenheit sei von der Staatsanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 

worden. Außerdem laufe ein Disziplinarverfahren, in dem die Anstalt selber durch Befragung 

der Bediensteten und der Gefangenen versuche, den Sachverhalt weiter aufzuklären. Zu den 

einzelnen Taten und Vorwürfen könne er wegen des laufenden Ermittlungsverfahrens keine 

weiteren Einzelheiten nennen.  

M Schmalfuß erklärt, er bedaure es sehr, dass es zu so schlimmen Vorfällen in der Jugendan-

stalt Schleswig gekommen sei. Er habe sie Anfang des Jahres besucht und sich über die Be-

dingungen informiert. Vor diesem Hintergrund hätte er nicht geglaubt, dass solche Vorfälle 

dort überhaupt möglich seien. Bisher gebe es auch keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass es zu 

diesen Vorfällen aufgrund von Versäumnissen der Bediensteten oder auch der organisatori-

schen Bedingungen gekommen sei, die insbesondere nach den Vorfällen im Jahr 2007 noch 

weiter verbessert worden seien.  

Auf eine Frage des Vorsitzenden, Abg. Rother, erklärt M Schmalfuß, die Einleitung des Dis-

ziplinarverfahrens beziehe sich in erster Linie auf die Gefangenen. Dieses werde jedoch wäh-

rend des laufenden Strafverfahrens zunächst ausgesetzt.  
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Im Zusammenhang mit der Frage von Abg. Dr. Dolgner, wie solche Vorfälle in Zukunft aus-

geschlossen werden könnten, führt M Schmalfuß unter anderem aus, nach den Vorfällen im 

Jahr 2007 sei die bauliche und die organisatorische Situation der Jugendanstalt sehr gründlich 

überprüft worden. Man habe mit einer Reihe von Maßnahmen darauf reagiert. Er könne sich 

nicht vorstellen, dass der Sicherheitsstandard durch einen Umbau weiter erhöht werden kön-

ne. Nach der jetzt laufenden Untersuchung werde jedoch zu entscheiden sein, ob und wie die 

Bedingungen in der Haftanstalt noch weiter verbessert werden könnten. Diese seien jedoch 

schon jetzt – wenn man sie mit denen im übrigen Schleswig-Holstein betrachte - optimal.  

Abg. Fürter fragt, ob es Regularien für den offenen Wohngruppenvollzug gebe, wie lange sich 

die Beamten von den Gefangenen entfernen dürften. Er fragt außerdem nach Angeboten für 

die Gefangenen, sich einer Vertrauensperson anzuvertrauen. - M Schmalfuß erklärt, es gebe 

feste Strukturen für die Betreuung der Wohngruppen. Dazu gehöre, dass immer mindestens 

eine Aufsichtsperson im Haus anwesend sein müsse. Die Teilnahme sämtlicher Bewohner an 

den Mahlzeiten sei verpflichtend. Tagsüber seien sie nicht eingeschlossen, um 20:40 Uhr 

werde eine Vollzähligkeitskontrolle durchgeführt, danach erfolge der Einschluss. Außerdem 

seien die Flure videoüberwacht. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort seien im Rah-

men ihrer Möglichkeiten Ansprechpartner und bemühten sich um eine gute Betreuung. Schon 

bei der Erstellung des Vollzugsplans für jeden einzelnen werde sehr genau geprüft, welcher 

Jugendlicher in welche Wohngruppe kommen solle. Dabei werde auch berücksichtigt, dass es 

Jugendliche gebe, die sich von vornherein in einer Opferrolle befänden. Diese würden dann 

auch verstärkt von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern angesprochen. Auch der jetzt in 

erster Linie betroffene Jugendliche sei mehrfach von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ange-

sprochen worden. Er habe jedoch lange gebraucht, um das Vertrauen zu fassen, sich ihnen 

dann auch umfassend zu öffnen. - RL Korn-Odenthal, Leiterin des Referats Sicherheit und 

Ordnung, Bau, Vollzugsrecht, Gesundheit im Ministerium für Justiz, Gleichstellung und In-

tegration, ergänzt, dass vorgeschrieben sei, dass in der Zeit von nach dem Abendessen um 

18 Uhr bis zum Zeitpunkt des Einschlusses um 20:40 Uhr viermal eine Vollzähligkeitskon-

trolle vorgenommen werden müsse.  

Auf die Frage von Abg. Dr. von Abercron, ob es tatsächlich Momente gebe, in denen die 

Häftlinge unbeobachtet seien, antwortet M Schmalfuß, dies lasse sich im Wohngruppenvoll-

zug nicht ausschließen.  

Im Zusammenhang mit weiteren Fragen von Abg. Dr. von Abercron führt M Schmalfuß unter 

anderem aus, Zahlen zur Unterbringung von Jugendlichen in Wohngruppen im Rahmen des 

Strafvollzuges für andere Bundesländer seien ihm nicht bekannt, festzustellen sei jedoch, dass 

die Ausstattung in Schleswig vorbildlich sei. Für 63 Haftplätze, zurzeit 66 Gefangene, seien 
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60 Personalstellen vorgesehen. Die Entscheidung, welche Jugendlichen in den Wohngruppen-

vollzug wechseln dürften, werde von der Vollzugsgruppe getroffen.  

RL Korn-Odenthal informiert im Zusammenhang mit einer weiteren Frage von Abg. Dr. von 

Abercron darüber, dass nach Bekanntwerden der Vorfälle die betroffenen Gefangenen von-

einander getrennt und in unterschiedlichen Hafthäusern untergebracht worden seien. Die mut-

maßlichen Täter seien unter Verschluss genommen und von der Arbeit beziehungsweise Aus-

bildung sowie den gemeinsamen Mahlzeiten und Freizeitmaßnahmen ausgeschlossen worden. 

Im Zusammenhang mit solchen Vorfällen versuche man zunächst, die Gefangenen zu separie-

ren. Außerdem gebe es auch die Möglichkeit, ein oder zwei Gefangene in die Teilanstalt Neu-

münster zurückzuverlegen. Es komme zwar relativ häufig vor, dass man Gefangene aufgrund 

von Problemen mit Mitgefangenen von der einen in eine andere Wohngruppe verlege, dass es 

zu solchen gravieren Übergriffen komme, sei glücklicherweise selten. Eine Rückverlegung in 

die Teilanstalt Neumünster erfolge nur ganz selten.  

Die Frage von Abg. Midyatli nach der Dauer der Misshandlungen beantwortet M Schmalfuß 

dahingehend, Einzelheiten dazu könne er nicht nennen. Es handele sich jedoch um einen Zeit-

raum in der Größenordnung von vier bis sechs Wochen. 

Auf die Nachfrage von Abg. Fürter, ob es Aufzeichnungen darüber gebe, ob in diesen vier bis 

sechs Wochen auch die Vollzähligkeitskontrolle regelmäßig durchgeführt worden sei, antwor-

tet M Schmalfuß, nach bisherigen Erkenntnissen gebe es keine Anhaltspunkte dafür, dass die 

Aufsichtspflicht irgendwie verletzt worden sei. Die Zeitpunkte, zu denen die Kontrollen statt-

fänden, würden im Dienstbuch festgehalten.  

Abg. Kalinka möchte wissen, ob es seit den Vorfällen im Jahr 2007 in der Jugendanstalt 

Schleswig noch weitere Übergriffe zwischen den Gefangenen gegeben habe. - M Schmalfuß 

antwortet, über Vorfälle in dieser Größenordnung sei nichts bekannt.  

Im Zusammenhang mit einer weiteren Frage von Abg. Kalinka führt M Schmalfuß aus, das 

Ministerium werde sich mit der Anstaltsleitung zusammensetzen, wenn diese Vorfälle kom-

plett aufgearbeitet seien, und darüber nachdenken, ob der Schutz der Gefangenen in dieser 

Wohngruppensituation noch weiter verbessert werden könne. Er empfinde es als sehr bedrü-

ckend, was dort passiert sei.  

Der Ausschuss bittet nach Aufklärung der Vorfälle um einen abschließenden Bericht. - 

M Schmalfuß sagt dies zu.  
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Keine Gewalt gegen Polizeibeamte 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 17/380 

(überwiesen am 18. März 2010 zur abschließenden Beratung) 

- Gespräch mit Vertretern der Polizeigewerkschaften 

hierzu: Anlage 1 zu dieser Niederschrift 

Der Ausschuss führt ein Gespräch mit Vertretern der Polizeigewerkschaften.  

Herr Rehr, Gewerkschaft der Polizei, begrüßt, dass sich der Landtag verstärkt mit dem Thema 

Gewalt gegen Polizeibeamte beschäftige. Einleitend verweist er noch einmal auf die Zahlen in 

dem Bericht der Landesregierung, Drucksache 17/380. Zusammenfassend stellt er fest, er-

schreckend seien insbesondere die Zunahme von Gewalt bei typischerweise kleinen Einsätzen 

in Familien oder in der Nachbarschaft, bei denen die Gewalt eskaliere. Dabei seien oft Alko-

hol oder auch andere Drogen mit im Spiel. Beispielhaft verweist er auf die in seiner Tischvor-

lage (siehe Anlage 1 zu dieser Niederschrift) aufgeführten Vorfälle. 

Er stellt fest, neben den physischen Verletzungen seien vor allen Dingen die psychischen Be-

lastungen der Polizeibeamtinnen und -beamten durch diese zunehmende Gewalt problema-

tisch, insbesondere die daraus resultierende Angst vor dem nächsten Einsatz. Die zunehmende 

Gewalt sei kein schleswig-holsteinisches oder auch deutsche Phänomen, sondern werde in 

ganz Europa beobachtet.  

Herr Rehr bittet darum, diese Belastung der Polizeibeamtinnen und -beamten auch bei den 

anstehenden Beratungen über die Neuordnung des Beamtenversorgungsgesetzes mit zu be-

rücksichtigen. Die Beamtenversorgung stelle auch ein Teil Wiedergutmachung für die erlitte-

nen Schäden im Dienst dar. Bisher würden jedoch nur die körperlichen, nicht die psychischen 

Schäden ausreichend dienstrechtlich anerkannt. 

Herr Jäger, Gewerkschaft der Polizei, ergänzt, auch schon im Vorfeld von gesetzlichen Ände-

rungen könne einiges getan werden, um dieser Entwicklung der zunehmenden Gewalt entge-
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genzuwirken. Dazu gehöre unter anderem, in Vorbereitung von Einsatzgeschehen die Koope-

ration mit den kommunalen Verantwortungsträgern verstärkt zu suchen. Wünschenswert sei 

auch, dass im Zusammenwirken mit der Justiz unter anderen eine Beschleunigung von Ver-

fahren erfolge, die gegen Polizeibeamtinnen und -beamten gerichtet seien, insbesondere die 

üblichen Gegenanzeigen. Gerade für junge Kolleginnen und Kollegen sei es eine starke Belas-

tung, wenn sie erst nach Wochen die Nachricht bekämen, dass das Verfahren eingestellt sei.  

Abschließend weist Herr Rehr darauf hin, dass der polizeiärztliche Dienst zunehmend Sym-

ptome von Burnout bei Polizeibeamtinnen und -beamten feststelle. Die Ergebnisse der Befra-

gung, an der sich viele schleswig-holsteinischen Kolleginnen und Kollegen beteiligt hätten, 

für die niedersächsische Studie des Kriminologischen Forschungsinstituts Hannovers sei auch 

wichtig, um festzustellen, ob es hier eine Wechselwirkung mit der zunehmenden Gewalt gebe.  

Herr Meißner, Deutsche Polizeigewerkschaft, plädiert für die Erhöhung des Strafmaßes bei 

Gewalttaten gegen Vollzugsbeamte beziehungsweise für die Einführung eines speziellen Tat-

bestandes, der solche Gewalttaten gesondert erfasse.  

Er führt aus, auch die Deutsche Polizeigewerkschaft beobachte eine zunehmende Anzahl von 

Gewalttaten gegen Polizisten, angefangen von Beleidigungen bis hin zu tätlichen Übergriffen. 

Die Belastung der Kolleginnen und Kollegen durch sie sei sehr hoch. Auch eine permanente 

verbale Gewalt beeinträchtige die Gesundheit der Kolleginnen und Kollegen.  

Im Zusammenhang mit diesen Vorfällen müsse wesentlich konsequenter vorgegangen wer-

den, dazu gehöre vor allem die konsequentere Anwendung der bestehenden Strafrechtsnor-

men. Leider sei festzustellen, dass die Kolleginnen und Kollegen, wenn Gegenanzeigen gegen 

sie erfolgten, damit allein gelassen würden, wenn sie nicht die Unterstützung einer Gewerk-

schaft hinter sich hätten. Der Dienstherr biete in diesem Zusammenhang nur einen recht 

schwachen Rechtsschutz an. Zu der wünschenswerten Rundumversorgung durch den Dienst-

herrn gehöre aber neben einer umfassenden Betreuung und Anrechnung von Dienstunfällen 

auch die Unterstützung in Rechtsverfahren. Das automatische Durchführen von Disziplinar-

verfahren in diesen Fällen, durch die die Kolleginnen und Kollegen in ihrer persönlichen Ent-

wicklung oft blockiert würden, müsse ebenfalls überdacht werden. Insbesondere die lange 

Verfahrensdauer stelle eine hohe Belastung dar. Wichtig sei auch die Fortführung und Ermög-

lichung des vor allem zeitlich oft sehr aufwändigen Einsatztrainings für die Kolleginnen und 

Kollegen, um der zunehmenden Gewalt entgegentreten zu können.  

Er stellt abschließend fest, sollte sich die Entwicklung weiter so fortsetzten, sei die Polizei in 

Schleswig-Holstein darauf nicht genügend vorbereitet.  
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Herr Kleinschmidt, Bund deutscher Kriminalbeamter, erklärt, auch die Kriminalpolizei stelle 

bei ihren Einsätzen in den letzten Jahren ein Anwachsen einer deutlich aggressiveren Haltung 

fest, ausgesprochen häufig begleitet durch Alkohol- oder Drogenkonsum. Dadurch habe sich 

auch ein Wandel bezüglich des Themas Eigensicherung bei den Kolleginnen und Kollegen 

ergeben. Die vorhandenen Schutzvorrichtungen und Ausrüstungsgegenstände würden ver-

stärkt genutzt.  

Der BdK unterstützte ausdrücklich, dass sich Schleswig-Holstein an dem Forschungsprojekt 

des Kriminologischen Forschungsinstitutes in Niedersachen beteilige. Außerdem spreche er 

sich ebenfalls für die Überprüfung einer möglichen Novellierung strafrechtlicher Normen aus.  

In der anschließenden Aussprache führt Herr Rehr im Zusammenhang mit einer Frage von 

Abg. Koch aus, dass das Unfallrecht im Beamtenversorgungsrecht nur auf plötzliche und un-

vorhersehbare Ereignisse abstelle, die zu einer Dienstunfähigkeit führten. Psychische Spätfol-

gen von länger zurückliegenden Einsätzen, die auch nach langer Zeit noch zu einem Schock 

oder anderen posttraumatischen Belastungsstörungen führen könnten, würden nicht berück-

sichtigt. Deshalb müsse das Landesversorgungsrecht hier entsprechend angepasst werden.  

Auf Nachfragen von Abg. Dr. von Abercron führt Herr Jäger aus, begrüßenswert sei, wenn 

die Absprache mit den Kommunen nicht nur bei bestimmten Veranstaltungen, bei denen es 

schon vorgefertigte Auflagenbescheide und ähnliches gebe, sondern auch bei außergewöhnli-

chen Veranstaltungen mit zum Teil hoch komplexen Anforderungen noch enger werden könn-

te. Es gebe genügend Auflagen und Beschränkungen, die schon im Vorwege von Veranstal-

tungen durch die Kommunen erlassen werden und so den Polizisten die Arbeit vor Ort sehr 

erleichtern könnten. 

Herr Rehr erklärt im Zusammenhang mit einer weiteren Frage von Abg. Dr. von Abercron, 

dass die Personaldecke bei der Polizei immer dünner werde. Deshalb komme es auch zu der 

Situation, dass ein Kollege oder eine Kollegin zunächst allein ausrücke, um für den hilfesu-

chenden Bürger zu gewährleisten, dass möglichst schnell jemand vor Ort sei, obwohl das ei-

gentlich nicht erlaubt sei.  

Zur Frage von Abg. Dr. von Abercron zur Verbesserung des dienstlichen Rechtsschutzes er-

klärt Herr Rehr, dieser sei in Schleswig-Holstein im Vergleich zu anderen Bundesländern in 

Ordnung. Er würde sich allerdings wünschen, dass dieser schon früher einsetzte, nicht erst mit 

der Einleitung eines staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens. - Herr Meißner ergänzt, wenn 

sich schon die Gewerkschaften eigene Rechtsanwälte leisten könnten, müsse sich das eigent-

lich auch das Land als Dienstherr leisten können. Wünschenswert sei, dass es festangestellte 
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Rechtsanwälte gebe, auf die die Kolleginnen und Kollegen dann frühzeitig und sofort zurück-

greifen könnten. Dies könne eine enorme Rückendeckung bedeuten. - Abg. Hinrichsen be-

merkt, sie fände es schwierig, allein aufgrund der Tatsache, dass es sich um Polizeibeamte 

handele, einen automatischen Rechtsschutz durch den Dienstherrn einzuführen. Dieser wäre 

sonst natürlich auch für andere Berufsgruppen wünschenswert. 

Sie fragt außerdem, wie die auf Seite 5 des Berichts der Landesregierung, Drucksache 17/380, 

angesprochene psychologische Betreuung der Polizisten aussehe. - Herr Jäger antwortet, es 

gebe den bei der Landespolizei angegliederten Psychologischen Dienst, dieser werde bei einer 

Reihe von in einem Katalog aufgeführten Ereignissen automatisch eingeschaltet. Das allein 

reiche jedoch nicht aus, in diesem Bereich müsse insbesondere im Dienstrecht noch nachge-

bessert werden, da bislang nur die unmittelbare Betreuung nach einem Vorfall gesichert sei.  

Herr Kleinschmidt gibt zu bedenken, dass die Verantwortung des Dienstherrn bei Polizeibe-

amten, auch für rechtlichen Schutz zu sorgen, nicht durch einen Verweis auf die Gewerk-

schaften erfüllt werden könne. Es könne auch nicht sein, dass man sich darauf verlasse, dass 

die Kolleginnen und Kollegen eine private Rechtsschutzversicherung abschlössen.  

Im Zusammenhang mit einer Frage von Abg. Dr. Dolgner sprechen sich sowohl Herr Rehr als 

auch Herr Meißner gegen die Einführung eines Polizeibeauftragten aus.  

Abg. Dr. Dolgner möchte wissen, welche Wirkung sich die Gewerkschaften von der Einfüh-

rung eines neuen Straftatbestandes, § 115 StGB, „Tätlicher Angriff auf Vollzugsbeamte“, 

versprächen. - Herr Jäger antwortet, § 113 StGB beschreibe nur den Widerstand gegen Voll-

streckungshandlungen. Der tätliche Angriff auf Vollzugsbeamte werde davon nicht unbedingt 

erfasst. Der Begriff Widerstand sei heute außerdem oftmals positiv besetzt. Mit einem neuen 

Straftatbestand solle verdeutlicht werden, dass Gewalt gegen Polizeibeamte ein Angriff gegen 

einen Menschen, der den Staat repräsentiere, und damit gegen die Staat darstelle. - Herr Jäger 

bestätigt auf Nachfrage von Abg. Fürter, dass in dem Entwurf für den geforderten neuen 

§ 115 StGB, „Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte“, seines Wissens nach ein höherer 

Strafrahmen vorgesehen sei als in dem bisherigen § 113 StGB. 

Abg. Kalinka bittet darum, die Hinweise, die von den Vertretern der Polizeigewerkschaften in 

diesem Gespräch hinsichtlich des Disziplinarrechts, des Unfallrechts und des Versorgungs-

rechts gemacht worden seien, um psychische Schäden und Traumatisierungen besser zu erfas-

sen, sowie zur Kooperation mit den Kommunen, dem Ausschuss noch einmal schriftlich zur 

Verfügung zu stellen. - Herr Jäger bietet an, noch nähere Informationen zur Zusammenarbeit 

von Polizei und kommunalen Bereichen nachzuliefern.  
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Im Zusammenhang mit einer Frage von Abg. Kalinka weist Herr Jäger darauf hin, die größten 

Probleme entständen eben nicht bei typischen Großereignissen, auf die sich die Polizei auch 

entsprechend vorbereiten könne, sondern im Zusammenhang mit eher kleinen unauffälligen 

Einsätzen, zum Beispiel bei Nachbarschafts- oder Familienstreitigkeiten, die dann überra-

schend in Gewalt mündeten. In solchen Situationen sei es schwierig, schnell die Unterstüt-

zung weiterer Kollegen anzufordern, da die Polizeibesetzung im ländlichen Raum so sei, wie 

sie sei.  

Abg. Kalinka möchte wissen, wie hoch die Dunkelziffer für Fälle eingeschätzt werde, in de-

nen die Polizeibeamten Beleidigungen überhaupt nicht zur Anzeige brächten. - Herr Meißner 

antwortet, Anzeigen würden in den wenigsten Fällen geschrieben. Aber gerade die zuneh-

menden Beleidigungen belasteten die Kolleginnen und Kollegen auf Dauer sehr.  

Abg. Fürter gibt zu bedenken, dass die die Einführung einer besonderen Rechtsschutzstellung 

von Polizisten schon im Rahmen des Ermittlungsverfahrens durch den Staat zum einen hohe 

Kosten auslösen würde, zum anderen eine Parteiergreifung des Staates für eine Seite in einem 

sehr frühen Stadium der Ermittlungen bedeute. - Herr Rehr betont noch einmal, dass der der-

zeitige Rechtsschutz, den der Staat biete, in Ordnung sei, dieser jedoch früher ansetzen müsse. 

Dabei müsse immer beachtet werden, dass es sich nicht um ein Ermittlungsverfahren gegen 

irgendeine Person handele, sondern gegen einen Beamten, der für den Staat tätig geworden 

und deshalb jetzt angezeigt worden sei. In diesen Fällen müsse der Auftraggeber, der Staat, 

auch für ihn eintreten.  

Zur Frage von Abg. Brand-Hückstädt in wie vielen der im Bericht aufgeführten 704 Fällen 

davon ausgegangen werden könne, dass hier Alkohol oder Drogen eine Rolle gespielt hätten, 

antwortet Herr Kleinschmidt, hierzu werde er nur ungern eine Schätzung abgeben.  

Die Anregung von Abg. Hinrichsen aufgreifend, engeren Kontakt zu der Staatsanwaltschaft 

zu suchen, weist Herr Kleinschmidt darauf hin, dass es in Deutschland eine klare Gewaltentei-

lung gebe. Aufgabe der Polizei müsse es sein, sich noch mehr anzustrengen, um die Ermitt-

lungsverfahren noch besser vorzubereiten. Damit werde die Staatsanwaltschaft in die Lage 

versetzt, noch effektiver zu arbeiten.  

Im Zusammenhang mit einer weiteren Frage von Abg. Hinrichsen zur Wirksamkeit von Pfef-

ferspray erklärt Herr Rehr abschließend, das Pfefferspray sei eines der wichtigsten Ausstat-

tungsgegenstände der Kolleginnen und Kollegen im operativen Dienst. Richtig sei, dass die 

Wirkung des Pfeffersprays im Zusammenhang mit bestimmtem Drogenkonsum nachlasse.  
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Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung, keine Gewalt gegen Polizeibeamte, 

Drucksache 17/380, abschließend zur Kenntnis. 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erfassung von Funknetzdaten durch Google und ggf. andere Dienstanbie-
ter 

Antrag der Abg. Ingrid Brand-Hückstädt (FDP-Fraktion) 
Umdruck 17/747 

Herr Schultz, Google Germany, erklärt, in der jetzt in der Presse geführten Diskussion über 

die Erfassung von Funknetzdaten durch Google gehe es darum, dass Standortdaten von 

WLAN-Zugangspunkten, privaten und gewerblichen, von Google erfasst worden seien, die 

dazu genutzt würden, neue mobile Navigationsmöglichkeiten zu schaffen. Ein solcher 

WLAN-Zugangspunkt sende ständig ein Funksignal aus, das grundsätzlich öffentlich zugäng-

lich sei. Dieses werde dann auch von den Fahrzeugen, die im Rahmen des Projektes Street 

View durch die Straßen führen, mit erfasst. In der Regel sei jedoch keine genaue Zuordnung 

eines Hauses möglich, sondern nur die Erfassung eines ungefähren Bereiches, von dem aus 

dieses Signal gesendet werde. Mit Hilfe dieser Daten könne dann beispielsweise per Mobilte-

lefon eine Standortbestimmung durchgeführt werden, ohne dazu GPS-Signale zu benutzen. 

Er weist darauf hin, dass dies keine neue Technologie sei, sondern diese schon seit Jahren 

angewandt werde. Viele deutsche Unternehmen, unter anderen das Fraunhofer Institut, sam-

melten und nutzen diese Daten ebenfalls. Das ausgesendete Funksignal könne jeder empfan-

gen, der ein WLAN-Empfangsgerät, beispielsweise ein entsprechendes Handy, besitze.  

Herr Dr. Caspar, Datenschutzbeauftragter der Freien und Hansestadt Hamburg, erklärt, die 

Datenschutzbeauftragten sähen dieses Verfahren kritisch. Die Frage, was überhaupt erhoben 

und von Google gespeichert werde, sei bislang noch nicht hinlänglich beantwortet worden. 

Außerdem bestünden Zweifel daran, dass das Vorgehen von Google in diesem Zusammen-

hang rechtmäßig sei. Die hamburgische Datenschutzbehörde versuche seit über zwei Wochen, 

genauer nachzuvollziehen, was von Google gespeichert werde. Nach einer unbeantwortet ge-

bliebenen Anfrage am 15. April 2010 sei am 27. April 2010 erneut bei dem Unternehmen 

nachgefragt worden. Daraufhin sei eine schriftliche Stellungnahme von Google erfolgt, die 

allerdings nicht die aufgeworfenen Fragen beantworte.  

Die hamburgische Datenschutzbehörde gehe im Moment davon aus, dass die MAC-Adresse, 

die Adresse des Endgerätes des WLAN-Netzes, des Handys, des Computers oder Laptops, die 

weltweit einmalig sei, gespeichert werde. Fraglich sei, ob nicht über die Speicherung dieser 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. WP - Innen- und Rechtsausschuss - 21. Sitzung am 5. Mai 2010 15 

einzigartigen Adresse und mit Hilfe der Stärke des WLAN-Signals auf die Örtlichkeit des 

Gerätes und damit auch auf personenbezogene Daten rückgeschlossen werden könne. Wahr-

scheinlich sei dies in einer größeren Stadt schwierig, aber auf dem Land sei dies durchaus 

vorstellbar.  

Weiter gehe er davon aus - so Herr Dr. Caspar weiter -, dass neben der MAC-Adresse auch 

die SSID gespeichert werde, nämlich der Name des Netzwerkes. Viele Bürgerinnen und Bür-

ger würden diese Netzwerke mit ihren persönlichen Namen benennen, dadurch sei ein Rück-

schluss auf ihre Person möglich. Auch diese Daten würden wahrscheinlich von Google ge-

speichert.  

Außerdem werde wohl der Verschlüsselungsstatus des WLAN-Netzes von Google gespei-

chert. Manche dieser Netze seien gar nicht verschlüsselt. Diese Information, dass dort gege-

benenfalls ein nicht verschlüsseltes Netz existiere, könne eine Einladung für jeden Kriminel-

len sein, sich an der Stelle in ein Netz einzuloggen.  

Problematisch werde es außerdem, wenn auch eine Speicherung der sogenannten Payload-

Daten, die während einer Kommunikation zwischen zwei Partnern transportierten Daten, er-

folge. Es sei davon auszugehen, dass auch der Inhalt von nicht verschlüsselten Netzen wohl 

von den „Google-Street-View-Autos“ mit gespeichert werde. Welche Auswirkungen eine 

Speicherung dieser Daten habe, sei noch nicht sicher.  

Herr Dr. Caspar berichtet, dass die hamburgische Datenschutzbehörde sich am Montag ein 

Pkw habe anschauen können, mit dem Google diese Daten erfasse. Leider habe man nicht auf 

das Computersystem zugreifen können, weil vor der Besichtigung des Autos die Festplatte 

aus dem Pkw ausgebaut worden sei. Er beklagt die fehlende Information durch das Unter-

nehmen. Die hamburgische Datenschutzbehörde werde weiter versuchen, auf Google Druck 

auszuüben, damit es vielleicht Anfang nächster Woche eine Festplatte prüfen könne. 

LD Dr. Weichert, Landesdatenschutzbeauftragter des Landes Schleswig-Holstein, schließt 

sich den Ausführungen seines Vorredners an. Er ergänzt sie dahingehend, dass die Ausfüh-

rungen von Herrn Schultz nicht ganz richtig seien. Informationen, die jedes Handy oder jeder 

Laptop erfassen könne, stellten ganz andere Daten dar als Google mit Hilfe seiner „Street-

View-Autos“ erfasse. Die dabei eingesetzte Software von Google sei zwar theoretisch von 

jedem nutzbar, werde aber tatsächlich nur von ganz wenigen Unternehmen genutzt, weil sie 

sehr aufwändig sei. Die mit Hilfe dieser Software mögliche Erfassung gehe bis hin zu Inhal-

ten der Kommunikation, wenn auch nur kurzfristig. Damit seien Inhalte der Telekommunika-

tion betroffen. Zu diesem Punkt habe Google bisher keine Informationen geliefert. In der 
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Grundeinstellung sehe diese Software vor, dass alle von Herrn Dr. Caspar genannten Daten 

auch mit erfasst würden. Es bestehe zwar die Möglichkeit, einzelne Teile davon bei der Erfas-

sung von vornherein auszuschließen, ob Google jedoch davon Gebrauch gemacht habe, sei 

bislang von dem Unternehmen nicht mitgeteilt worden. 

LD Dr. Weichert merkt weiter an, bisher immer noch unklar sei auch, was mit den erhobenen 

Daten passiere. Die Datenschutzbehörden vermuteten, dass sämtliche erhobenen Daten in die 

USA transferiert würden. Das stelle datenschutzrechtlich einen brisanten Vorgang dar.  

Außerdem bleibe das Motiv, weshalb Google alle diese Daten erhebe, weiter im Dunkeln. 

Richtig sei zwar, dass beispielweise auch das Fraunhofer Institut diese Daten erfasse, hier sei 

aber der Hintergrund, nämlich die Erhebung zu wissenschaftlichen Zwecken, bekannt. - Herr 

Schultz widerspricht, dass das, was Google mache, etwas anderes darstelle. Es gebe eine 

Vielzahl von kommerziellen Anbietern, die so etwas ebenfalls machten. Hier werde ein biss-

chen mit zweierlei Maß gemessen. Er weist darauf hin, dass er schon in seinem Eingangssta-

tement den Zweck, den Google mit dieser Datenerhebung verfolge, benannt habe, nämlich die 

Anwendung im Bereich der Navigation. Die Nachfrage nach funktionierenden Navigations-

systemen sei groß.  

Herr Schultz erklärt weiter, von Google gesammelten Daten seien nur zu einem ganz kleinen 

Teil personenbezogen. So sei zum Beispiel die MAC-Adresse ausschließlich gerätebezogen. 

Niemand wisse, welcher Person die Adresse zugeordnet sei. Auch die beim Scanning erfass-

ten Daten seien nicht personenbezogen, dazu seien diese viel zu ungenau. Das gelte in glei-

cher Weise für die SSID-Adresse. Er zweifele an, dass eine Vielzahl von Personen diese Ad-

resse durch ihren eigenen Namen personalisierten.  

Er weist außerdem darauf hin, dass diese Erfassung der Daten durch Google keineswegs ge-

heim erfolgt, sondern öffentlich bekannt sei. Richtig sei, dass Google selbst diese Thema bis-

her in der Diskussion aktiv noch nicht angesprochen habe. Danach sei allerdings auch nie 

gefragt worden. Das Angebot von Google, ein „Street-View-Auto“ zu inspizieren, sei zu-

nächst von den Datenschutzbehörden nicht wahrgenommen worden. Es sei deshalb nicht so, 

dass das Unternehmen mit dieser Information vorsätzlich hinter dem Berg gehalten habe.  

Abg. Hinrichsen erklärt, nach der Kritik im Zusammenhang mit dem Projekt Google-Street-

View könne sie das Verhalten des Unternehmens auch in diesem Fall nicht nachvollziehen. Es 

wundere sie sehr, dass sich Google jetzt überrascht zeige, dass es auch an dieser zusätzlichen 

Datensammlung ein Interesse gebe. Sie möchte wissen, was genau auf den Fahrten der Autos 

durch das Land gespeichert werde und wofür diese Daten benötigt würden. - Herr Schultz 
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antwortet, gespeichert würden die MAC-Adresse, die SSID-Adresse, aber keine Kommunika-

tionsinhalte in irgendeiner Form. Was den Verschlüsselungsstatus angehe, sei Google nur in 

der Lage festzustellen, ob die Geräte verschlüsselt seien.  

Im Zusammenhang mit Fragen von Abg. Fürter antwortet Herr Schultz, die erfassten Daten 

seien schon jetzt käuflich zu erwerben. Das sei jedoch sehr teuer. Deshalb versuche Google, 

die Daten selber mit zu erfassen. Diese Daten seien für mobile Navigationslösungen ein wich-

tiger Zusatznutzen. Diese Entwicklung werde immer bedeutsamer werden. Die Zuverlässig-

keit dieser Daten sei - räumt Herr Schultz ein - nicht so gut, wie man sich das wünsche, weil 

sich die WLAN-Netze auch öfter veränderten.  

Herr Dr. Caspar entgegnet, dass die Speicherung der SSID für diese Navigationstechnologie 

nicht erforderlich sei. Er bezweifele außerdem, dass wirklich - wie Herr Schultz gerade ausge-

führt habe - keine Payload-Daten gespeichert würden. Der Datenschutzbeauftragte von 

Google-Germany, Herr Meyerdierks, habe lediglich mitgeteilt, dass sie „nicht gespeichert 

blieben“. Das bedeute doch, dass sie zunächst erhoben und dann wieder gelöscht würden. 

Er weist weiter darauf hin, dass das Datenschutzrecht eindeutig vorsehe, dass bei gemischten 

Daten, die auch personenbezogene Daten enthielten, das Datenschutzrecht anzuwenden sei. 

Das gelte also auch für die SSID-Adressen, die wenigstens zum Teil auch Klarnamen enthiel-

ten.  

Auf die Frage von Abg. Fürter, ob man als Bürger einen individuellen Unterlassungsanspruch 

darauf habe, dass man von den „Google-Street-View-Autos“ nicht mit gescannt werde, ant-

wortet Herr Dr. Caspar, dass sei rechtlich sehr schwer zu begründen und auch durchzusetzen. 

Abg. Brand-Hückstädt möchte wissen, ob die erhobenen Daten von Google weiter verkauft 

würden. - Herr Schultz antwortet, die Daten als solche würden nur zum Zwecke der Geoiden-

tifizierung genutzt. Über eine Schnittstelle würden jedoch auch Anfragen von anderen Unter-

nehmen beantwortet, die in Bezug auf diese Datenbank gestellt würden. Diese Antworten 

enthielten dann jedoch nur die geolokalisierte Adresse, den Ort. Es werde nicht der Datenbe-

stand an sich weitergegeben. - Auf die Nachfrage von Abg. Brand-Hückstädt, ob solche An-

fragen kostenlos beantwortet würden, antwortet Herr Schultz, das genaue Geschäftsmodell 

kenne er selbst nicht, er könne sich das aber vorstellen.  

Im Zusammenhang mit einer Nachfrage von Abg. Brand-Hückstädt zu den juristischen weite-

ren Schritten, antwortet Herr Dr. Caspar, die hamburgische Datenschutzbehörde werde 

Google eine Frist setzen, um ihr einen Blick auf die Festplatten und in die Daten zu verschaf-
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fen, damit festgestellt werden könne, was gespeichert und was in die USA übermittelt werde. 

Wenn das geklärt sei, müsse geprüft werden, ob Google weiter die Fahrten mit seinen Auto 

durch das Land fortsetzen dürfe. Wenn Google nicht von selbst anbiete, die Fahrten erst ein-

mal zu unterbrechen, müsse geschaut werden, wie man weiter vorgehen könne.  

Auf die Frage von Abg. Dr. von Abercron, wie weit Schleswig-Holstein durch die Fahrten 

von Google schon erfasst worden sei, antwortet Herr Schultz, das Unternehmen sei schon 

ziemlich weit, inzwischen würden nur noch Fahrten unternommen, um noch vorhandene Lü-

cken zu füllen. Google hoffe, noch in diesem Jahr Google-Street-View als Dienst anbieten zu 

können. 

Herr Dr. Caspar führt zu den rechtlichen Möglichkeiten der Datenschutzbehörden aus, natür-

lich gebe es die Möglichkeit ein Bußgeldverfahren einzuleiten, fraglich sei dann jedoch, ge-

gen wen es gerichtet werden müsse, gegen Google Germany oder gegen das Unternehmen 

Google in den USA. Das sei rechtlich problematisch. Eine Möglichkeit, die Fahrten von 

Google zu untersagen, sehe das Bundesdatenschutzgesetz nicht vor. Hierzu bedürfe es einiger 

juristischer Klimmzüge. Er appelliere noch einmal an die Vernunft von Google, damit weitere 

Sanktionen unterbleiben könnten. 

Herr Schultz weist darauf hin, dass Google hinsichtlich der rechtlichen Bewertung eine unter-

schiedliche Auffassung vertrete als die schleswig-holsteinische und die hamburgische Daten-

schutzbehörden.  

Abg. Hinrichsen erklärt, sie wolle sichergehen, dass später nicht von Google wieder gesagt 

werde, danach sei bisher ja noch nicht gefragt worden, deshalb frage sie jetzt noch einmal 

ausdrücklich nach, welche persönlichen Daten von Google gesammelt oder auch gespeichert 

würden, entweder mit Hilfe der „Google-Street-View-Autos“ oder auch durch andere Verfah-

ren. - Herr Schultz antwortet, zum einen seien das Bildaufnahmen, dann zum anderen der heu-

te besprochene Daten-Komplex mit den WLAN-Daten und außerdem würden auch Vermes-

sungen von Entfernungen von den Fahrzeugen zu den Gebäuden anhand von Lasern vorge-

nommen, die der Erstellung und Verbesserung von Kartografien dienten.  

Auf Nachfrage von Abg. Ostmeier erklärt Herr Dr. Caspar, er gehe davon aus, dass die Fahr-

ten der Auto zur Erfassung der Daten für Google-Street-View und das Scanning der WLAN-

Daten getrennt zu betrachten seien. Er halte es für unzulässig, dass diese Datenerhebung 

gleichzeitig stattfinde. Er empfehle Google deshalb auch, jetzt zunächst auf das Scanning zu 

verzichten, bis die Hintergründe hierfür geklärt seien. Aber weil das Scanning vielleicht da-

tenschutzrechtlich unzulässig sei, könne man jedoch nicht gleichzeitig auch daraus schließen, 
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dass das Projekt Google-Street-View an sich datenschutzrechtlich komplett unzulässig sei. 

Das seien zwei verschiedene rechtliche Diskussionen.  

Abg. Kalinka spricht die Überlegungen auf Bundesebene an, das Datenschutzrecht im Hin-

blick auf die Erfassung von Internetdaten zu überarbeiten. - Der Vorsitzende Abg. Rother, 

fragt nach Gesetzesinitiativen aus Hamburg in diesem Bereich. - Herr Dr. Caspar erklärt, die 

Initiative, die gerade hierzu in Hamburg gestartet worden sei, stelle einen Anfang dar. Prob-

leme in diesem Bereich kämen verstärkt auf die Datenschutzbehörden zu. Er unterstütze des-

halb die Politik darin, hier zu einer Klärung über Gesetznovellierungen beizutragen. – Der 

Vorsitzende, Abg. Rother, bittet Herrn Dr. Caspar, dem Ausschuss die Unterlagen im Zu-

sammenhang mit der hamburgischen Initiative, eine Gesetzesänderung im Datenschutzrecht 

vorzunehmen, zukommen zu lassen.   

Im Zusammenhang mit einer Nachfrage von Abg. Nicolaisen erklärt Herr Schultz die mögli-

che Nutzung der von Google jetzt erhobenen Daten und Bilder im Zusammenhang mit digita-

len Landkarten.  

Herr Dr. Caspar weist darauf hin, dass bei der Besichtigung des Fahrzeugs sei auch ein Stick 

mit der Aufschrift „UMTS – Vodafone“ gesehen worden sei. Er möchte wissen, ob Herr 

Schultz hierzu etwas sagen könne. - Herr Schultz antwortet, das könne er nicht.  

Der Vorsitzende, Abg. Rother, schlägt vor, das ULD zu bitten, weiter regelmäßig über die 

Verhandlungen mit Google und die Ergebnisse zu berichten. - Abg. Kalinka regt an, zu dieser 

Problematik sich auch einmal im Ausschuss von der Landesregierung berichten zu lassen.  
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Punkt 4 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Verwaltungsgeset-
zes für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz - LVwG -) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
DIE LINKE 
Drucksache 17/251 

(überwiesen am 24. Februar 2010) 

hierzu: Umdrucke 17/478, 17/510, 17/512, 17/513, 17/518, 17/520, 17/661, 
17/665, 17/666, 17/672, 17/717, 17/745, 17/750, 17/759 

Der Ausschuss vertagt seine Beratungen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf auf seine nächs-

te Sitzung am 26. Mai 2010.  
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Punkt 5 der Tagesordnung: 

Nachhaltigkeitsbericht 2009 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 17/170 

(überwiesen am 19. März 2010 an den Umwelt- und Agrarausschuss und an 
alle weiteren Ausschüsse zur abschließenden Beratung) 

hierzu: Umdrucke 17/663, 17/786 

Der Ausschuss nimmt den Nachhaltigkeitsbericht 2009, Drucksache 17/170, ohne weitere 

Aussprache abschließend zur Kenntnis.  
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Punkt 6 der Tagesordnung: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein  

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/186 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landesverfassung 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/193 

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/205 

c) Antrag der SPD zum Altschuldenpakt  

Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/187 (neu) 

(überwiesen am 28. Januar 2010 an den Finanzausschuss und an den Innen- 
und Rechtsausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/387 (neu), 17/395, 17/416, 17/417, 17/431, 17/536, 
17/542 (neu), 17/592, 17/593, 17/596, 17/597, 17/599, 
17/609, 17/614 

Die Ausschussmitglieder kommen überein, hinsichtlich der Gesetzentwürfe zur Änderung der 

Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, Drucksache 17/186, zur Änderung der Landes-

verfassung, Drucksachen 17/193 und 17/205, und zum Antrag der SPD zum Altschuldenpakt, 

Drucksache 17/187 (neu), die Beschlussfassung dem federführenden Finanzausschuss zu 

überlassen. 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. WP - Innen- und Rechtsausschuss - 21. Sitzung am 5. Mai 2010 23 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/346 

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP  
Drucksache 17/396 

(überwiesen am 19. März 2010 an den Innen- und Rechtsausschuss und an 
den Finanzausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/645, 17/659, 17/664, 17/765, 17/767 

Nach einer kurzen Aussprache schließt der Ausschuss seine Beratungen ab.  

Vor der anschließenden Abstimmung übernehmen die Fraktionen von CDU und FDP in ihren 

Änderungsantrag, Drucksache 17/396, die von der Landesregierung in Umdruck 17/767 vor-

geschlagene Ergänzung hinsichtlich der Verlängerung der Übergangsregelung in § 132 LBG. 

Außerdem erfolgt die Ergänzung der Fundstelle des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 

Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages in Artikel 4 des Änderungsantrages. 

Der so ergänzte Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP, Drucksache 17/396, 

wird mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP und SSW bei Enthaltung der Stimme der Frakti-

on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 17/645, wird 

mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW abgelehnt. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und FDP gegen die Stimme der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei Enthaltung der Fraktion des SSW wird der Änderungs-

antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Umdruck 17/659, abgelehnt.  

In der Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/346, 

in der durch den Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP geänderten Fassung 

empfiehlt der Ausschuss dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
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FDP bei Enthaltung der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW die Annahme 

in dieser geänderten Fassung.  
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Punkt 8 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

Als Termin für die gemeinsame vom Sozialausschuss angeregte mündliche Anhörung zum 

Gesetzentwurf der Volksinitiative „Kinderrechte stärken - Armut bekämpfen“ zur Änderung 

der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, Drucksache 17/370, legte der Ausschuss den 

27. Mai 2010, 10:00 Uhr, fest. 

 

 

 

Der Vorsitzende, Abg. Rother, schließt die Sitzung um 17:20 Uhr. 

 

 

 gez. Thomas Rother   gez. Dörte Schönfelder 

 Vorsitzender    Geschäfts- und Protokollführerin 



 










